
„ES IST UNMORALISCH, GELD VON DEN REICHEN
ZU NEHMEN UND DEN ARMEN ZU GEBEN“

Vom Sinn des Sozialstaats

Von Axel T. Paul

Das titelgebende Zitat stammt aus einem der letzten Interviews des
2006 verstorbenen Vordenkers des Neoliberalismus und Nobelpreis-
trägers für Ökonomie Milton Friedman.1 Seine Begründung dafür, daß
es unmoralisch sei, die Reichen auf eine monetäre Unterstützung der Ar-
men zu verpflichten, lautet, daß alle Besteuerung im Prinzip eine Form
von Diebstahl sei, daß, um es mit Murray Rothbard zu sagen, „there are
no rights but property rights“.2 Die Freiheit, um die es den Libertären
zu tun ist, ist die Freiheit von Wirtschaftssubjekten, über ihre Habe und
Kompetenzen frei verfügen zu können. Nun weiß Friedman sehr wohl,
daß es einer Instanz bedarf, welche die Eigentumsrechte der Individuen
garantiert und im Falle von Konflikten durchsetzt, und daß diese In-
stanz durch Steuern finanziert werden muß; ein Recht oder gar eine
moralische Verpflichtung des Staates, Eigentum über die freiwilligen
Tauschakte der Marktsubjekte hinaus umzuverteilen, folge daraus je-
doch nicht. „In einem freien Wirtschaftssystem gibt es nur eine einzige
Verantwortung für die Beteiligten: sie besagt, daß die verfügbaren Mit-
tel möglichst gewinnbringend eingesetzt und Unternehmungen unter
dem Gesichtspunkt der größtmöglichen Profitabilität geführt werden
müssen [ . . . ]. Es gibt wenig Entwicklungstendenzen, die so gründlich
das Fundament unserer freien Gesellschaft untergraben können, wie die
Annahme einer anderen sozialen Verantwortung durch die Unterneh-
mer, als die, für die Aktionäre ihrer Gesellschaften soviel Gewinn wie
möglich zu erwirtschaften.“3 Die Raison dieser marktwirtschaftlichen
A-Moralität ist die seit Adam Smith geläufige Annahme, daß sich ge-
rade, wenn nicht allein aus dem Interessenkalkül egoistischer einzelner
ein gemehrter Wohlstand ergebe, von dem alle, in wie ungleichen Pro-
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portionen auch immer, profitierten. Dem Rawlsschen Differenzprinzip
durchaus verwandt, ist der Kapitalismus für Friedman mithin dadurch
gerechtfertigt, daß er, selbst wenn er die Unterschiede zwischen Reich
und Arm nicht aufhebt oder sogar steigert, absolut sogar die Armen bes-
ser stelle als jede vergleichbare Wirtschaftsordnung.4 Friedmans Recht-
fertigung eines möglichst ungefesselten, bürokratisch, steuerlich und
vor allem sozialstaatlich nicht eingeengten Kapitalismus ist mithin eher
effizienztheoretischer als moralischer Natur. Anders gesagt, soziale Ge-
rechtigkeit im Sinne einer Linderung von Not und Armut ist ihm der
Effekt einer Gesellschaftsordnung, an welche das Postulat sozialer Ge-
rechtigkeit gerade nicht herangetragen wird.

Dennoch ist die Polemik bemerkenswert, waren und sind es herkömm-
licherweise doch Sozial- und Christdemokraten und nicht Liberale, wel-
che moralisch argumentieren. Genauer gesagt, geht oder ging es jenen
um die moralische Zähmung des systemisch a-moralischen Kapitalis-
mus, wohingegen diese den Markt aus Gründen der Effizienz vor einer
systemfremden, wenn nicht systemwidrigen Moralisierung bewahren
wollen.5 Die Anwälte des Sozialstaats halten politische Eingriffe in das
Räderwerk des sicherlich Reichtum, aber eben auch wachsende Un-
gleichheit produzierenden Marktes aus Gründen der sozialen Gerechtig-
keit für angezeigt und legitim, wohingegen seine Kritiker den Markt
gewissermaßen um seiner selbst willen gegen die tendenziell inflationä-
ren, mit der Markt- angeblich auch die politische Freiheit bedrohenden
Zumutungen eines sich sozial gebärdenden Staates in Schutz nehmen.
Daß das Spiel des Marktes manifeste materielle Ungleichheiten erzeugt,
wird von Liberalen überhaupt nicht geleugnet; nur, so etwa Hayek, seien
diese Ungleichheiten einerseits marktwirtschaftlich funktional, insofern
sie objektiv über den Sinn und Unsinn früherer und damit mit einer
gewissen Wahrscheinlichkeit zugleich über den Sinn und Unsinn zu-
künftiger Investitionen informierten, und andererseits moralisch über-
haupt nicht zu inkriminieren, insofern eine ungleiche Güterverteilung,
das heißt ein kontingentes Spielergebnis, nicht auf die Investitionsent-
scheidungen oder Spielzüge der gleichen Regeln unterstehenden Markt-
teilnehmer zurückgerechnet werden dürfe.6 Über diese Zurückweisung

2 Axel T. Paul
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einer im Namen der Moral oder genauer: der sozialen Gerechtigkeit
gegen das freie Spiel der Kräfte formulierten Kritik hinaus mehren sich
heute jedoch die Stimmen, welche den Sozialstaat selbst ob seiner ihm
eigenen Unsittlichkeit angreifen.7 Zwar finden sich ähnliche Argumente
auch schon bei Hayek, wenn er die prinzipiell freien Marktsubjekte un-
ter Bedingungen einer andauernden und ausufernden sozialstaatlichen
Alimentierung zu konsumfixierten und rechtsindifferenten Sklaven ei-
nes vermeintlich mildtätigen, vor allem jedoch willkürlichen Leviathans
degenerieren sieht, doch die Selbstverständlichkeit und Häufigkeit, mit
welcher der Sozialstaat heute nicht mehr nur für seine Unwirtschaft-
lichkeit, sondern auch und gerade für die von ihm generierten neuen
sozialen und rechtlichen Ungleichheiten und persönliche Unselbstän-
digkeit fördernden Effekte unter Beschuß gerät, ist neu. Spiegelbildlich
dazu befleißigen sich die sozial- und christdemokratischen Anhänger
des Sozialstaats zusehends effizienztheoretischer statt moralischer Ar-
gumente, um zu retten, was zu retten ist.8 Gewiß, der Sozialstaat besitzt
nach wie vor leidenschaftliche und ausdrücklich moralisch argumentie-
rende Anwälte,9 insgesamt jedoch dominieren effizienztheoretische
Überlegungen die Argumente beider Lager. Ähnlich wird von soziolo-
gischer Seite die Notwendigkeit einer moralischen Flankierung, wenn
nicht Grundierung des Kapitalismus zwar nicht ernsthaft in Abrede ge-
stellt, in Hinblick auf die moralischen Ressourcen des Sozialstaats mitt-
lerweile jedoch mehr daran gezweifelt als geglaubt, daß es weitergehen
könne wie bisher.10 Die offenkundige und von niemandem, ja, inzwi-
schen nicht einmal mehr von auf die Wiederwahl schielenden Sozial-
politikern bestrittene Krise des Sozialstaats scheint mithin mehr als ein
nur ökonomisches und organisatorisches Problem zu sein, das – so sinn-
voll, notwendig und hilfreich diese Maßnahmen im einzelnen auch sein
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mögen – durch verschärfte Sparanstrengungen, neue Rentenformeln,
eine familienfreundlichere Politik, eine nochmals forcierte Flexibilisie-
rung des Faktors Arbeit oder mehr Immigration gelöst werden könnte.
Unbeschadet aller Reformanstrengungen und Beteuerungen aus Wirt-
schaft, Politik und Wissenschaft, daß der Sozialstaat zwar um- und ab-
gebaut werden müsse, sein vollständiger Abriß jedoch keinesfalls zu
befürchten stehe, scheint mir daher, anders als von Offe, Habermas und
anderen Neomarxisten in den siebziger Jahren erwartet,11 nicht der
spätkapitalistische Staat, sondern der Sozialstaat selbst in eine Legi-
timationskrise geraten zu sein, die unter Umständen eine ähnlich tiefe
Zäsur darstellt wie seine Einführung gegen Ende des 19. Jahrhunderts.

Die Rede von der Krise des Sozialstaats ist freilich nicht neu, sondern
vielmehr so alt wie dieser selbst. Einerseits galt er immer schon, wenn
nicht der Mehrheitsmeinung in Presse und Wissenschaft, so doch einer
lautstarken Fraktion als bloßer Kostenfaktor und Hemmschuh der wirt-
schaftlichen Entwicklung. Die schon früh von Autoren wie Eduard
Heimann, Thomas Marshall oder Hans Achinger formulierte und neuer-
dings mit Nachdruck von Stefan Huf vertretene Gegenposition, der
zufolge der Sozialstaat selbst eine treibende und gestaltende Kraft der
gesellschaftlichen Modernisierung insgesamt und damit auch der wirt-
schaftlichen Dynamik ausmacht,12 konnte sich einer größeren Öffent-
lichkeit gegenüber auch in den Jahrzehnten der wirtschaftlichen Pro-
sperität freilich nie recht Gehör verschaffen. Gleichwohl scheint mir
außer Frage zu stehen, daß der wirtschaftliche Erfolg und die Moder-
nität westlicher Gesellschaften zu nicht unwesentlichen Teilen eine so-
zialstaatliche Leistung sind. Andererseits spricht einiges dafür, daß der
Sozialstaat heute in einer nicht bloß „technischen“ Krise steckt, sondern
daß das sozialmoralische Arrangement, dessen Ausdruck er ein Jahr-
hundert lang war, gefährlich ins Schwanken geraten ist. Fraglich ist also
nicht der historische Zusammenhang von Sozialstaat und Moderne, son-
dern ob es gelingen kann, diesen Zusammenhang – genauer: diese Kon-
stellation, in der Freiheit und Sicherheit in ein Verhältnis der wechsel-
seitigen Bedingung und Steigerung gebracht werden konnten – in die
Zukunft zu retten. Diese Herausforderung und ihre mögliche Bewäl-

4 Axel T. Paul

11 Siehe Claus Offe: Strukturprobleme des spätkapitalistischen Staates, Frank-
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tigung möchte ich im folgenden durchspielen, indem ich erstens an die
Entstehungs- und Erfolgsbedingungen des Sozialstaats erinnere, zwei-
tens seine implizite Sozialmoral herauspräpariere, drittens einige der
bekannten und weniger geläufigen Gründe seiner schwierigen Lage re-
kapituliere und viertens schließlich die über kurz oder lang wahrschein-
liche Einführung einer steuerfinanzierten Grundsicherung als je nach
Ausgestaltung grundlegende Alternative zwischen Fortschreibung oder
Überwindung des bisherigen Sozialstaatsprinzips diskutiere.

I.

Die Einführung von Sozialversicherungen in den verschiedenen euro-
päischen Ländern hat im einzelnen je spezifische Gründe gehabt und
einen unterschiedlichen Verlauf genommen.13 Gleichwohl läßt sich eine
Reihe von Faktoren aufzählen, die gleichermaßen wenigstens für die
Entwicklung in Deutschland, Frankreich und England zutreffen. All-
gemein gesprochen stand ein erhöhter und neuartiger gesellschaftlicher
Integrationsbedarf alten, zum Teil in Auflösung begriffenen und damit
überforderten gesellschaftlichen Integrationsmöglichkeiten gegenüber.
Im Zuge der Ablösung einer noch feudal geprägten durch eine auf freier
Lohnarbeit beruhenden Landwirtschaft, aber auch aufgrund verbes-
serter Hygienebedingungen und steigender Geburtenzahlen kam es im
19. Jahrhundert zu einem signifikanten mit dem Begriff Pauperismus
bezeichneten Anschwellen der Armut. Die beginnende Industrialisierung
konnte zwar einen Teil der freigesetzten beziehungsweise neuen Arbeits-
kräfte binden, führte jedoch ihrerseits zu neuen Problemen. Zu nennen
sind hier vor allem die beschleunigte Urbanisierung, die Bildung einer
tendenziell bedrohlichen Arbeiterklasse, aber auch die Häufung von Ar-
beitsunfällen. Abgesehen von den politischen Ängsten und Spannungen,
welche die Entstehung des Proletariats nach sich zog und die nicht allein
in Deutschland zum Katalysator der sukzessiven Einführung einer Un-
fall-, Kranken-, Renten- und später auch Arbeitslosigkeitsversicherung
wurde, waren es zwei neuartige soziale Risiken, mit welchen sich die Ge-
sellschaften des 19. Jahrhunderts konfrontiert sahen: Zum einen waren
die traditionellen familialen, nachbarschaftlichen, dörflichen und auch
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kommunalen Sicherungsnetze durch den Anstieg der Armut wie die
neue sozialräumliche Mobilität der Bevölkerung überfordert, zum ande-
ren häuften sich mit der kapitalistischen Produktionsweise sowohl die
Zahl der Arbeitsunfälle und Invaliden als auch die der Beschäftigungs-
losen. Es war eine uns vielleicht selbstverständliche, seinerzeit jedoch
skandalöse Erfahrung, daß die Produktion von immensem Reichtum mit
der Verschärfung von Armut einhergehen konnte. Daß die Arbeiter sich
genossenschaftlich gegen diese neuen Risiken abzusichern suchten, lin-
derte das Problem zwar punktuell, machte sie als organisierte anderer-
seits jedoch zu einer Gefahr für die frühbürgerliche Ordnung. Es ist be-
kannt, daß Bismarcks fortschrittliche Sozialgesetzgebung „nur“ die an-
dere Seite der Sozialistengesetze darstellte. Es ging darum, die Arbeiter-
klasse sowohl aus ihrer wirtschaftlich und sozial bedrückenden Lage
zu befreien – ein Stück weit zumindest –, als auch politisch zu neutrali-
sieren und an den Staat zu binden. In einem Gesprächsprotokoll aus
dem Jahre 1880, das Überlegungen Bismarcks wiedergibt, heißt es: „Die
sozialpolitische Bedeutung einer allgemeinen Versicherung der Besitz-
losen wäre unermeßlich. Das [seinerzeit nur erst ins Auge gefaßte]
Tabaksmonopol kann 100 Mill. bringen; und diese Summe würde hin-
reichen, in der großen Masse der Besitzlosen die konservative Gesinnung
zu erzeugen, welche das Gefühl der Pensionsberechtigung mit sich
bringt.“14

Trotzdem griffe es zu kurz, die Einführung der Sozialversicherungen
auf einen politischen Schachzug der politischen Eliten und des Bürger-
tums zur Sicherung von Macht und Besitz zu reduzieren, wie überhaupt
eine rein instrumentalistische Deutung des Sozialstaats als eines be-
schwichtigenden Manövers der herrschenden Klasse15 die sozialmorali-
schen Voraussetzungen und Ingredienzien des werdenden Sozialstaats
übersieht. Bereits für Lorenz von Stein, den althegelianischen und revo-
lutionärer Absichten kaum verdächtigen Theoretiker des Klassenkampfs
– ja, im Grunde schon für Hegel selbst –, war Sozialpolitik kein bloßes
Mittel, kein vergiftetes Geschenk, um die politischen Emanzipationsan-
sprüche der Arbeiterschaft abzuwehren, sondern vielmehr notwendiger
Bestandteil einer auf die Freiheit eines jeden Bürgers verpflichteten
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staatlichen „Verwaltung“.16 „Die Freiheit“, so schreibt er in seiner Ge-
schichte der sozialen Bewegung in Frankreich, „ist erst eine wirkliche in
dem, der die Bedingungen derselben, die der materiellen und geistigen
Güter als die Voraussetzungen der Selbstbestimmung, besitzt.“17 Sehr
deutlich machen etwa die der Einführung der Sozialversicherungen in
Frankreich vorhergehenden Debatten der III. Republik, daß es nicht nur
um eine Pazifizierung von oben, sondern ebenso um die Konstitution
und Befestigung eines sozialmoralischen Raums, einer in diesem Falle
mit dem Nationalstaat deckungsgleichen Solidargemeinschaft geht, in
welcher die durch die Sozialversicherungen vor den schlimmsten Un-
bilden des Schicksals bewahrten Arbeiter in die Lage versetzt werden
sollen, sich als Bürger für die politischen Belange ihres Landes, für die
Demokratie zu interessieren und zu engagieren.18 Auf die exemplarische
Bedeutung des französischen Solidarismus der Jahrhundertwende kom-
me ich zurück. Hier möchte ich das Augenmerk allein darauf lenken,
daß eine streng instrumentalistische These schon für die Entstehung des
Sozialstaats nicht stimmt und erst recht nicht zur Begründung seiner
Expansion im 20. Jahrhundert herangezogen werden kann.

Gewiß – um nur beim deutschen Beispiel zu bleiben –, die Einbindung
der Arbeiterbewegung in den Staat stand auch noch in Weimar auf dem
Programm, die sozialpolitischen Wohltaten der Nationalsozialisten wa-
ren Maßnahmen zur Wehrhaftmachung des deutschen Volkes, und nach
dem Zweiten Weltkrieg mußte der Auf- und Ausbau von Wohlfahrtslei-
stungen als einzig verbliebenes Staatsziel herhalten.19 Ebenso richtig
ist, daß nicht nur die staatlichen und wirtschaftlichen Eliten sozialstaat-
liche Leistungen zu instrumentalisieren wußten, sondern eine einmal er-
starkte Sozialstaatsklientel dem demokratischen Staat weitere Zuge-
ständnisse abringen konnte, oder anders gesagt, gerade die dem Sozial-
staat anfangs ablehnend gegenüberstehenden Mittelschichten in dem
Maße, in dem sie selbst zu Leistungsempfängern wurden, seinen Ausbau
mit dem Stimmzettel in der Hand sowie über die Macht ihrer Verbände
weiter voranzutreiben vermochten. Dennoch gilt es in Rechnung zu stel-
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len, daß die Umverteilungsmaschinerie des entfalteten Sozialstaats auch
bei seinen Nettozahlern beziehungsweise ihren politischen Repräsentan-
ten die längste Zeit Zustimmung fand. Daß Arbeitern und Angestellten
über ihren „reinen“ Marktlohn hinaus direkte Transferleistungen und
indirekte Vergünstigungen zustanden, wurde im Unternehmerlager zwar
bloß mangels Alternative oder als Preis für die Loyalität und Disziplin
ihrer Belegschaften hingenommen, von der Bevölkerung insgesamt je-
doch als legitimer Anspruch der Angehörigen ein und desselben Kollek-
tivs auf einen Teil des gesamtgesellschaftlichen Wohlstands akzeptiert.20

Gerade in Anbetracht der Intransparenz von Zahlungsströmen selbst
innerhalb der beitrags- und leistungsrelativen Sozialversicherungen,
gerade angesichts der faktischen Unmöglichkeit nachzuvollziehen, wer
von wem in welchem Umfange profitiert, gerade weil ein System insti-
tutionalisierter Solidarität auf Appelle an die Wohltätigkeit und Dank-
barkeitserweise weitgehend zu verzichten gezwungen ist, war es nötig
und offenbar auch gegeben, daß die gemeinsame nationalstaatliche Zu-
gehörigkeit, ein gemeinsamer Wertehorizont beziehungsweise eine ge-
teilte Sozialmoral die von Manfred Prisching so genannte „Umvertei-
lung in den Köpfen“21 legitimierte.

Es spricht deshalb vieles dafür, die Durchsetzung des Sozialstaats in
einer nicht ums Normative verkürzten modernisierungstheoretischen
Perspektive als Differenzierungs- und zugleich Inklusionsagentur, als
Mechanismus der Ent- und Einbettung des Marktes, zu beschreiben.
Einerseits spielte der Sozialstaat in jedem der von Hans van der Loo und
Willem van Reijen als zentralen Dimensionen der Modernisierung iden-
tifizierten Prozesse22 eine wichtige Rolle: Erstens blockierte er nicht
etwa die Ausdifferenzierung insbesondere von Wirtschaft und Politik,
sondern stellte als Interdependenzunterbrecher vielmehr sicher, daß hier
wie dort eine je systemspezifische Eigenlogik zum Zuge kam. Zweitens
reagierte er nicht einfach auf die moderne Freisetzung und Vereinzelung
von Individuen, sondern ermöglichte und forcierte den Prozeß der Indi-
vidualisierung, indem er einzelne als einzelne und nicht als Angehörige
irgendwelcher Kollektive zu potentiellen Leistungsempfängern machte.
Drittens war der Sozialstaat eine Rationalisierungsinstanz ersten Ran-
ges, indem er Biographien standardisierte, die Erwerbsarbeit norma-
lisierte und nicht zuletzt indem er zum Anlaß und Gegenstand einer in-
tensivierten staatlichen Verwaltung wurde. Viertens hat der Sozialstaat,
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20 Vgl. Edeltraut Roller: Einstellungen der Bürger zum Wohlfahrtsstaat Bun-
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insbesondere indem er in Bildung investiert, Humankapital bildet und
damit Innovationen fördert, nicht unwesentlich Anteil an der fortschrei-
tenden Technisierung der natürlichen Umwelt. Andererseits jedoch läßt
sich in Anschluß an Franx-Xaver Kaufmann behaupten,23 daß der So-
zialstaat, wenn auch nicht gänzlich unbemerkt, so doch insgesamt nicht
angemessen gewürdigt, historisch so etwas wie die integrative Klammer
der genannten Prozesse darstellt. In wirtschaftlicher Hinsicht war der
Sozialstaat in krassem Gegensatz zu den Behauptungen der Marktradi-
kalen Hayekscher Provenienz keine Bremse, sondern vielmehr ein Kata-
lysator der Wohlstandsproduktion. In politischer Hinsicht hat der So-
zialstaat Klassengegensätze entschärft sowie Staatbürgerschaft und so-
lidarische Haftung weitgehend zur Deckung gebracht. In sozialer Hin-
sicht hat er (auch wenn er diese Lebensform zugleich untergräbt24), die
Familien in die Lage versetzt, als generalisierte Sozialisationsinstanz
einer hochspezialisierten Gesellschaft zu fungieren. Und in kultureller
Hinsicht schließlich hat er eine gemeinsame oder wenigstens lange Zeit
von vielen geteilte Vorstellung dessen erzeugt, was soziale Gerechtigkeit
heißt. Mit anderen Worten, der Sozialstaat modernisiert, indem er Sy-
steme oder Sinnprovinzen gleichermaßen autonomisiert wie strukturell
verkoppelt oder einbettet. Der Sozialstaat war die Antwort auf das Legi-
timitäts- und Akzeptanzproblem einer Marktgesellschaft.

II.

Ich schlage vor, den Legitimitätsbedarf des Sozialstaats in begriff-
licher Analogie zum Formwandel von Vertrauen unter Bedingungen
funktionaler Differenzierung ,Systemmoral’ zu nennen. Dem unstritti-
gen Bedeutungsschwund von Gegenseitigkeitspflichten in funktional
differenzierten Gesellschaften25 zum Trotz begreife ich die sozialstaat-
liche Systemmoral als Reziprozitätsarrangement. Zwar ist es kein No-
vum, ebensowenig aber eine Selbstverständlichkeit, den modernen So-
zialstaat derart zu charakterisieren.26 Schon die bisherigen Ausführun-
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gen sollten indes deutlich gemacht haben, daß der Sozialstaat wenigstens
der Idee nach eine Form gesamtgesellschaftlicher Kooperation darstellt,
bei der einer für den anderen oder vielmehr die eine Gruppe für die
andere einzustehen bereit ist, solange nur davon ausgegangen wird, daß
jeder Leistung, wie vermittelt auch immer, eine Art Gegenleistung ent-
spricht. Wichtig aber, um den Begriff Reziprozität nicht zu überdehnen
beziehungsweise gegen den des Austauschs bestimmter Waren und
Dienstleistungen und erst recht gegen den des geldvermittelten Tauschs
abzuheben, ist es, zu unterstreichen, daß Reziprozität ein Tauschverhält-
nis meint, in dem Leistung und Gegenleistung in einem nicht-äquivalen-
ten Verhältnis stehen, und genau deswegen jede Gabe eine Gegengabe
provoziert. Was der Gabentausch produziert und prozessiert, sind asym-
metrische Schuldverhältnisse, die im Unterschied zu monetären Schul-
den gerade nicht getilgt werden sollen oder können. Unter dieser Prä-
misse, daß es sich hierbei um keine willkürliche Setzung, sondern eine
historisch-kulturvergleichend verbürgte und logisch einholbare Unter-
scheidung zweier verschiedener Modi von Tausch handelt,27 wird aller-
dings fraglich, ob ein im Sinne Esping-Andersens liberales Wohlfahrts-
regime, in dem jeder sozialstaatlichen Leistung ein bestimmter Anspruch
der leistungsgewährenden Stelle an den Leistungsempfänger korrespon-
diert, als Reziprozitätsarrangement bezeichnet werden kann.

Kein Argument gegen den Gebrauch des Begriffs Reziprozität zur
Kennzeichnung von Sozialstaatlichkeit ist hingegen der Hinweis, daß
Marcel Mauss, auf den ich mich in meiner Verteidigung eines starken
Gebrauchs desselben beziehe, den Idealtypus des Gabentauschs am
Beispiel einfacher Gesellschaften entwickelt.28 Zwar sprechen die Ver-
rechtlichung und Anonymisierung sozialstaatlicher Leistungsansprüche
und Transferzahlungen vordergründig dagegen, diese als Gaben zu be-
zeichnen, welche im Unterschied zu jenen scheinbar willkürlich und vor
allem ad personam adressiert werden. Stärker aber scheint mir die
Charakteristik zu wiegen, daß Gaben in der Regel zwischen Personen als
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Repräsentanten bestimmter gesellschaftlicher Gruppen zirkulieren und
vor allem, daß sie sowohl freiwillig als auch obligatorisch, sowohl inter-
essiert als auch selbstlos sind, oder anders gesagt, daß der moralische,
Bindung allererst herstellende Charakter der Gabe nicht ausschließt,
daß die Gabe über diese Bindung hinaus ein ganz bestimmtes Interesse
des Gebers transportiert.29 Genau diese Ambivalenz trifft auch auf den
Sozialstaat zu. Es ist nicht falsch, nur eben nicht hinreichend, ihn als
bloßen Leistungszusammenhang zu interpretieren. Er ist zugleich eine
institutionelle Form von Solidarität respektive eine von Solidarität ge-
tragene Institution. Zwar ist richtig, daß die spezifisch bürgerliche, we-
sentlich durch die Einführung der Geldwirtschaft generierte Gegensätz-
lichkeit von Freundschaftsbeweisen und kommerziellem Kalkül Aus-
druck einer historisch untypischen oder zumindest einmaligen Pola-
risierung der basalen Struktur des Gabentauschs ist. Wie aber das
moderne Mäzenatentum30 oder eben der Sozialstaat beweisen, ist die
Trennung der Motive nicht unwiderruflich.

Folgt man François Ewald, dann gelang dem Sozialstaat ein Genie-
streich, insofern er die moralisch geadelte Gabe aus ihrer bürgerlichen
Privat- und Nischenexistenz zu befreien und erneut ins Zentrum der
europäischen Gesellschaften zu rücken vermochte, gerade indem er sie
mit einem neuen, erst im Laufe des 19. Jahrhunderts möglich und weit-
hin nötig gewordenen Vertragstyp verschwisterte: der Versicherung.31

Anders gesagt und empirisch genauer gesprochen kommen eine neue so-
ziale Erfahrung – die bereits erwähnte, nur noch nicht so genannte Ent-
deckung einer „sozialen Kausalität“ etwa in Gestalt unverschuldeter
Arbeitsunfälle oder einer gleichzeitig mit dem Reichtum wachsenden
Armut – sowie eine neuartige der Entwicklung und den Fortschritten
der Statistik geschuldete Sozialtechnologie in Form der Risikokalkula-
tion einem sozialpolitischen, prototypisch in Frankreich entwickelten
Diskurs zu Hilfe, welcher aus der Entdeckung der Gesellschaft als einer
Entität eigenen Rechts moralische Lehren zu ziehen versuchte. Gemeint
ist damit der im Umfeld der Durkheim-Schule vor allem von Léon Bour-
geois entwickelte Solidarismus.32 Für Durkheim und den Solidarismus
ist die Gesellschaft der primäre Tatbestand, aus dem und durch den sich
unter je spezifischen Bedingungen Phänomene oder Dispositionen wie
der moderne Individualismus allererst entwickeln und der eben des-
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wegen nicht als bloßer Kooperationszusammenhang isolierter einzelner
mißverstanden werden darf. Was wir sind und können, verdanken wir in
dia- wie synchroner Hinsicht zunächst und vor allem anderen. Abstrakt,
das heißt vor aller weiteren Qualifikation ist das einzelne Gesellschafts-
mitglied dieser Auffassung nach primär als Sozialschuldner und erst
sekundär als Rechtssubjekt anzusprechen. Die Solidarität, das nicht
oder nicht nur geschäftliche in solidum obligari, das legitim erwartbare
und tatsächliche Füreinander-Einstehen, wechselseitige, vielleicht nicht
unbedingte, ebensowenig jedoch eigennützige Hilfe und Unterstützung,
effektive Interdependenz – das sind Durkheim und seinen Schüler zu-
folge objektive Tatsachen, welche es soziologisch aufzuzeigen, bewußt
zu machen und damit zu bekräftigen gelte.

Wie der appellative Ton indes verrät, sind Tatsachen Tatsachen und
folgt aus der Erkenntnis dieser noch lange kein solidarisches Tun. Aus
Gründen der Wahrheit allein hat der Solidarismus sich jedenfalls nicht
gegen das liberale Welt- und Menschenbild durchsetzen können. Ge-
stützt wurde er durch die haftungsrechtliche Entdeckung oder wenig-
stens prinzipielle Annahme und Berücksichtigung einer nicht auf ein-
zelne Ursachen oder bestimmte Verursacher reduzierbaren Verkettung
von Umständen. Etliche Schadensfälle, ganze Schadensklassen – wie die
genannten industriellen Arbeitsunfälle – ließen sich nicht auf die Un-
achtsamkeit und Verantwortung der Arbeiter zurückrechnen. Diese Er-
fahrung widersprach dem liberalen Dogma, daß der einzelne und nur
der einzelne die Verantwortung für sein Handeln trägt. Auf der anderen
Seite zeigte die Statistik, daß sich mit hoher Genauigkeit vorhersagen
ließ, zwar nicht wer einen Unfall erleiden, sehr wohl aber wie viele Un-
fälle sich in einer bestimmten Periode ereignen würden. Läßt sich aber
die Eintrittwahrscheinlichkeit eines Unfalls für wohldefinierte Gruppen
von Menschen oder Handlungen vorherbestimmen, wird es möglich, sich
trotz der im konkreten Fall kaum oder gar nicht rekonstruierbaren Ver-
ursachung eines derartigen Ereignisses kollektiv gegen eben dieses zu
versichern. Was nur einzelne betrifft, könnte im Prinzip alle treffen,
weshalb es für alle vorteilhaft ist, sich dagegen zu schützen. (Genau ge-
nommen schützt die Versicherung natürlich nicht dagegen, daß ein un-
erwünschtes Ereignis eintritt, vielmehr sucht sie die Folgen eines sol-
chen monetär zu kompensieren.) Insofern ich mich versichere, das heißt
eigentlich überhaupt nur versichern kann, wenn andere sich versichern,
versichere ich mit mir zugleich alle anderen. Es ist mithin in meinem In-
teresse, die Interessen der anderen zu wahren. Darum schreibt Ewald:
„Die eigentliche Leistung der Versicherung ist die Schaffung von Ver-
hältnissen der Gegenseitigkeit.“33 Diese Logik nun ist oder war es – eine
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Logik, die wohlgemerkt die Mitglieder eines Kollektivs zu ihrem je indi-
viduellen Wohle voneinander abhängig und nicht zu Empfängern von
großzügig von Dritten gewährten Leistungen macht –, welche dem Soli-
darismus praktisch Kraft verlieh.

Und doch eignet dem versicherungstechnisch flankierten Solidaris-
mus ein über das Verfahren des kalkulierten Risikoausgleichs hinaus-
gehendes moralisches oder besser systemmoralisches Moment. Denn
selbst wenn die gemeinschaftliche Versicherung zunächst nur als Ratio-
nalisierung und damit Modernisierung der liberalen, den Risiken des
Industriezeitalters nicht mehr angemessenen individuellen Vorsorge er-
scheint, selbst wenn das Vorsorge- dem Solidaritätsmotiv empirisch vor-
ausgeht, wird die Gesellschaft qua Versicherung praktisch zu jenem
wechselseitigen, unkündbaren Schuldverhältnis, welches die Soziologie
der Moral nur postuliert. Das Kollektiv wird, gewissermaßen in Er-
gänzung und zur Kompensation der primären Verschuldung ihrer Mit-
glieder, zum ideellen Gesamtschuldner ihrer Rechtsfähigkeit. Für eine
Einschätzung der heutigen Krise des Sozialstaats von großem Belang ist
in diesem Zusammenhang, daß Bourgeois den Sozialvertrag der Ver-
sicherungs-Gesellschaft als eine Fiktion bezeichnet, um die man aus
logischen Gründen gleichwohl nicht herumkomme, eben weil die Mit-
glieder einer Versicherungs-Gesellschaft als Versicherte nicht nur den je
besonderen Konditionen ihrer Police, sondern zugleich dem Prinzip der
Kollektivhaftung zustimmen.34 Das aber bedeutet, daß, will man den
Solidarismus vorm Kollektivismus bewahren, die Zustimmung zum
Prinzip der Kollektivhaftung nur eine grundsätzliche sein kann, wohin-
gegen über die konkreten Leistungen, Risikoklassen, Prämien sowie all-
gemein über das Maß an sozialer Gerechtigkeit stets neu zu verhandeln
und befinden ist. Weil also die Versicherungs-Gesellschaft wie jede Vor-
stellung eines Gesellschaftsvertrags einer Fiktion aufruht, muß diese
politisch eingeholt und damit im nachhinein legitimiert werden. Die Ver-
sicherungs-Gesellschaft beziehungsweise der Sozialstaat ist mithin ein
gleichermaßen demokratisches wie „nur soziales“ Projekt. Oder anders
gesagt: Die nach Marshall erst nach den bürgerlichen und politischen
institutionalisierten sozialen Rechte sind nicht beziehungsweise erst in
zweiter Linie materielle Versorgungsansprüche, sondern zunächst und
vor allem politische und wirtschaftliche Teilhaberechte, Rechte also,
welche den ideellen Gehalt ihrer Vorläufer allererst einlösen.
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III.

Daß der heutige Sozialstaat sich in der Krise befindet, ist unumstrit-
ten. Gerungen aber wird darum, ob es sich bei der Krise des Sozialstaats
um ein Problembündel handelt, das mittels beherzter Reformen aufge-
schnürt und gelöst werden kann, ohne das Modell Sozialstaat prinzipiell
in Frage zu stellen, oder ob der Sozialstaat unter den gegebenen Bedin-
gungen ebenso zu verschwinden oder zumindest bis zur Unkenntlichkeit
abzuschmelzen berufen ist, wie sein Aufstieg im Rückblick auf das ver-
gangene Jahrhundert unvermeidlich schien. Zur Systematisierung sei-
ner Bedrohungen halte ich mich an die Kaufmannsche Unterscheidung
von ökonomischen, politischen, sozialen und kulturellen Aspekten.35

In wirtschaftlicher Hinsicht ist es vor allem die Arbeitslosigkeit, wel-
che den Sozialstaat unter Druck setzt. Auch wenn von Vollbeschäftigung
heute kaum noch jemand zu sprechen wagt, tun Politik und Wirtschafts-
wissenschaften sich schwer damit, die Existenz, den Fortbestand sowie
die wahrscheinliche Zunahme einer strukturellen, weder durch kon-
junktur- noch durch arbeitsmarktpolitische Maßnahmen zu beseitigen-
den Sockelarbeitslosigkeit zuzugeben. Die Gründe für diesen Mißstand
sind weder zu hohe Löhne noch zu hohe Lohnnebenkosten – woraus
selbstverständlich nicht folgt, daß ein Niedriglohnsektor und die Reduk-
tion der Lohnnebenkosten nicht dazu angetan wären, mehr Menschen
als bisher „in Arbeit“ zu bringen –, sondern die Rationalisierung von Ar-
beitsabläufen inzwischen auch im Dienstleistungsbereich, die hohe und
weiter steigende Bedeutung von Wissen, soft skills und hochspezialisier-
ten Fertigkeiten, die Kapitalintensität der Produktion sowie der enorme
Produktivitätszuwachs des Faktors Arbeit. Selbst wenn man die Löhne
ins Bodenlose fallen ließe, änderte sich nichts daran, daß in Deutsch-
land, vergleichbar aber auch im westeuropäischen Ausland, ein Über-
angebot an gering qualifizierter Arbeitskraft besteht. Die Konsequenzen
gerade für eine umlagefinanzierte Arbeitslosigkeitsversicherung sind
evident: Immer weniger Beitragszahler müssen immer mehr Leistungs-
empfänger unterhalten, es sei denn – doch das wäre keine wirkliche Ent-
lastung des Systems –, die Arbeitslosen fallen der Versicherung gar nicht
erst zur Last, da sie nie sozialversicherungspflichtig gearbeitet haben.
Nicht nur wird diese Selektivität des Arbeitsmarktes von liberaler Seite
gerne übersehen; darüber hinaus wird das Problem nicht selten dem So-
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zialstaat selbst angelastet: Seine Kosten, aber auch der aufgrund einer
angeblich immer noch attraktiven Alimentierung der Arbeitslosen man-
gelnde Anreiz dieser, ein reguläres Beschäftigungsverhältnis einzugehen,
lähmten die wirtschaftliche Dynamik. Dummerweise nur fehlen für die-
sen fast schon rituell beschworenen Zusammenhang die empirischen Be-
lege.36 Für den Sozialstaat ist die Sockelarbeitslosigkeit nichtsdestotrotz
ein Problem, von dem nicht recht klar ist, wie es versicherungstechnisch
gelöst werden könnte.

In politischer Hinsicht ist es die Schwäche oder wenigstens die relati-
ve Schwächung des Nationalstaats, welche Probleme bereitet. Global-
isierung meint zuvörderst die Entgrenzung des Kapitals, das auf der
Suche nach den profitabelsten Anlagemöglichkeiten um den Globus
schwirrt. Internationale Investoren und Unternehmen sind anders als
noch in den siebziger Jahren geographisch kaum noch an eine einmal
getroffene Investitionsentscheidung gebunden. Die Freizügigkeit des
Kapitals, die freie Konvertibilität der wichtigsten Währungen, die Pro-
liferation industrieller Kompetenzen in den sogenannten Schwellen-
ländern und ein leistungsfähiges weltumspannendes Handelsnetz ermög-
lichen es den Konzernen, dezentral zu operieren, nationalstaatliche
Standortvorteile auszunutzen und den Nationalstaaten glaubhaft mit
einem völligen Rückzug zu drohen. Dieser Machtzuwachs des Kapitals
zuungunsten der Arbeit und ihrer sozialstaatlichen Beschützer treibt die
Staaten in eine Standortkonkurrenz, die nur überlebt, wer nicht zögert,
die Einkommens- und Ertragssteuersätze abzusenken, den Arbeitsmarkt
zu flexibilisieren und die Belastungen der Unternehmen mit Sozial-
abgaben auf ein Minimum zu beschränken. Einen im Resultat ähnlichen
Prozeß stellt die europäische Einigung dar. Die Mitgliedschaft in der EU
eröffnet Marktzutrittschancen, von denen vor allem große Unternehmen
und mäßig qualifizierte, an einer Steigerung ihres absoluten Lohn-
niveaus interessierte Arbeitskräfte in den ärmeren Mitgliedsstaaten pro-
fitieren. Der nationalstaatliche Spielraum, in dieser Situation im selben
Maße wie bisher an der Abschöpfung und Umverteilung von Reichtum
festzuhalten, ist gering. Zudem nehmen die Eifersüchteleien und Auto-
nomiebestrebungen wenigstens der reicheren Regionen unterhalb der
nationalstaatlichen Ebene zu. Der Nationalstaat wird von oben und
unten gleichzeitig in die Zange genommen, verliert an Souveränität und
hat immer weniger zu verteilen. Damit aber zerbricht die Identität von
National- und Sozialstaat, die historisch einen tragenden Pfeiler des
wohlfahrtsstaatlichen Reziprozitätsarrangements darstellte. Zwar gibt
es Stimmen, welche umgekehrt zur eben skizzierten Entwicklung gerade
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die sozialstaatliche Grundsicherung für einen internationalen Stand-
ortvorteil halten oder statt einer Gefährdung der alten Formen Ansätze
einer neuen europäischen Solidarität ausmachen,37 grundsätzlich jedoch
scheint mir, daß der Sozialstaat mindestens so sehr wie durch die Be-
lastung und Erosion vertikaler Solidaritätsbande durch die Auflösung
bisheriger und schwierige Neudefinition horizontaler Solidaritätsgren-
zen massiven Spannungen ausgesetzt ist. Dagegen, daß der finnische
Telekommunikationsingenieur Sozialabgaben bezahlt, welche portugie-
sischen Weinbauern zufließen, daß der slowakische Mechaniker von So-
zialtransfers irischer Banker profitiert, ist im Namen der europäischen
(wenn schon nicht der internationalen) Solidarität wenig zu sagen, nur
stehen die Chancen meines Erachtens bis auf weiteres schlecht, daß sol-
che Bereitschaften neben oder an die Stelle eines national motivierten
Zusammen- und Zugehörigkeitsgefühls treten.

In sozialer Hinsicht verschärft der demographische Wandel die Lage.
Die Bevölkerungsentwicklung in den meisten europäischen Ländern ist
leicht bis stark rückläufig. Gleichzeitig steigt die durchschnittliche Le-
benserwartung an. Unser und unserer Kinder Leben wird ein längeres
sein als das unserer Eltern- und Großelterngeneration. Ein gesünderer
Lebenswandel, vor allem aber der medizinisch-technische Fortschritt
sind Gründe dieser im Prinzip freudigen Entwicklung. Die relative
Überalterung der Gesellschaft bedeutet jedoch, daß die Anzahl der
Nicht-Erwerbstätigen – weniger freilich der Nicht-mehr- als der Noch-
nicht-Erwerbstätigen – sich zu Lasten der Erwerbstätigen erhöht, daß
mithin wie im Falle der Arbeitslosenversicherung einer immer kleiner
werdenden Gruppe von Einkommensbeziehern eine immer größer und
trotz oder gerade wegen der steigenden Lebenserwartung immer häufi-
ger krank und pflegebedürftig werdende Gruppe von Pensionären ge-
genübersteht. Es nimmt nicht wunder, daß die Renten- und Gesund-
heitsbeiträge steigen, und trotzdem Jahr für Jahr größere Löcher in den
Kassen der Versicherungsträger klaffen. Selbst wenn die Geburtenraten
in Europa in naher Zukunft wider Erwarten merklich steigen sollten,
wäre das Problem auf Grund der Trägheit der Bevölkerungsentwicklung
noch lange nicht gelöst. Anstatt dessen die Grenzen nicht nur für Hoch-
qualifizierte und Spitzensportler zu öffnen, ist zwar eine immer wieder
ins Spiel gebrachte Alternative, angesichts der in die Millionen gehen-
den Zahl von Immigranten, die nötig wären, um den indigenen Bevölke-
rungsschwund auszugleichen, ist dieser Vorschlag allerdings alles an-
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dere als ein Patentrezept. Als billige Arbeitskräfte würden sie einerseits
den Verteilungskampf um die Brotjobs verschärfen und andererseits das
zuvor geschilderte Problem der Desolidarisierung durch Grenzverlust
ins Innere des Nationalstaats verlagern. Das ist durchaus kein Argument
gegen eine geregelte, quantitativ weit über das Bisherige hinausgehende
Einwanderung, wohl aber dagegen, die „Festung Europa“ im Namen der
Jungen zu schleifen. Es hieße, den Teufel mit dem Beelzebub auszu-
treiben. Sinnvoller und praktikabler erscheint mir der mit Nachdruck
von Esping-Andersen vorgetragene Vorschlag, zum einen die Lebensar-
beitszeit heraufzusetzen und zum anderen einen Teil des Geldes, das
heute in die Versorgung der Alten fließt, in die frühkindliche Förderung,
die Verbesserung des Schulwesens und den Ausbau der Hochschulland-
schaft zu stecken, um die nachwachsende Generation angemessen auf
die Herausforderungen der Wissensgesellschaft vorzubereiten und letzt-
lich hochqualifizierte und dementsprechend gut bezahlte und steuerlich
belastbare Arbeitskraft zu schaffen.38 Ob diese Rechnung aufgeht, ist
eine offene Frage, angesichts der skandinavischen Erfahrungen jedoch
nicht unwahrscheinlich und keinesfalls unmöglich. Eine solche Reform
des Sozialstaats würde das System unter Umständen „zukunftsfähig“
machen. Man muß allerdings sehen, daß damit tendenziell nicht nur das
einst auch von Esping-Andersen hochgehaltene Ziel der Dekommodifi-
zierung von Arbeit zugunsten einer (noch) weiteren Verbreitung von
Lohnarbeitsverhältnissen aufgegeben, sondern auch und insbesondere
die Defamilialisierung, das heißt die Entlastung und Auslagerung von
Erziehungsarbeit aus der Familie respektive die Kommodifizierung
innerfamiliärer Verhältnisse, vorangetrieben würde. Angesichts des ver-
ständlichen und unbestreitbaren Anspruchs der Frauen auf berufliche
Selbstverwirklichung und finanzielle Unabhängigkeit und der de facto
schwierigen Vereinbarkeit von Beruf und Familie dürfte die herkömm-
liche Struktur dieser Lebensform über kurz oder lang allerdings ohne-
hin zum Auslaufmodell werden.

In kultureller Hinsicht gerät der Sozialstaat sowohl praktisch als auch
theoretisch unter Beschuß. Die Liste der systemwidrigen Verhaltenswei-
sen ist lang; ich nenne nur Schwarzarbeit, Sozialmißbrauch, Steuerhin-
terziehung, Steuerflucht und Subventionsbetrug. Neben derartigem
individuell zu verantwortenden Handeln steht die organisierte Unver-
antwortlichkeit der diversen Institutionen des Sozialstaats. Daran, daß
Organisationen eigene Interessen verfolgen beziehungsweise diejenigen
ihrer Mitglieder vertreten, ist selbstverständlich nichts auszusetzen
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– darin schließlich liegt ihr Sinn –, problematisch jedoch wird ihr Ver-
halten, wenn sie ihre Klientelpolitik als einzig, dabei jedoch offensicht-
lich unwahr dem Gemeinwohl verpflichtet verklären und sich einem
politischen Rearrangement ihrer Kompetenzen und Zuständigkeiten ver-
schließen.39 Anstatt daß gemeinsam, also „korporativ“ nach Lösungs-
wegen aus der Struktur- und Finanzkrise des Sozialstaats gesucht würde,
verschärft sich der organisierte Verteilungskampf innerhalb des Sozial-
staats, welcher außer an den materiellen auch an seinen moralischen Res-
sourcen zehrt. Komplementär zu dieser Vermachtung und gleichzeitigen
Immobilisierung des Sozialstaats ist es die Individualisierung, das Ver-
schwinden von Normalbiographien, die Auflösung von Klassensolidari-
täten, Schichtzugehörigkeiten und traditionellen Milieus, die Orientie-
rung an je verschiedenen und zudem häufig wechselnden Karrierezielen
und Lebensentwürfen, welche den wenigstens in seiner bisherigen Form
auf die Absicherung von kollektiven Lebenslagen und typischen Risiken
abgestellten Sozialstaat ebenso überfordert wie untergräbt. Auch die
Entstehung und das Wachstum eines sogenannten Prekariats erzeugt
kaum Bindekräfte und vermag der Desintegration herkömmlicher Soli-
dargemeinschaften als Gruppe kaum etwas entgegenzusetzen.

Neben diesen kulturell-praktischen Entsolidarisierungstendenzen
gibt es, wie eingangs erwähnt, zunehmend eine kulturell-theoretische
beziehungsweise moralische Kritik des Sozialstaats.40 Im Zentrum die-
ser von Hayek einigermaßen randständig schon vor Jahrzehnten und
über Jahrzehnte hinweg formulierten, mittlerweile jedoch lautstark und
dominant von einer ganzen Armada von Politikern aller Parteien, Jour-
nalisten und Wissenschaftlern vorgetragenen Kritik stehen zum einen
die angebliche Unhaltbarkeit eines Begriffs und einer entsprechenden
Politik der sozialen Gerechtigkeit sowie zum anderen die mutmaßliche
Perversion bürgerlich-liberaler Tugenden durch den Sozialstaat. Die
Kritik der sozialen Gerechtigkeit als Scheingerechtigkeit bezieht sich
nicht nur auf die den Verfechtern dieser Idee zum Vorwurf gemachte
kategoriale Verwechslung von Spiel- oder Verfahrens- und Ergebnis-
gerechtigkeit, sondern vor allem auf die einer jeden, wie immer gut
gemeinten Umverteilungspolitik strukturell eingeschriebene, sozusagen
eigenlogische Aushöhlung von Gerechtigkeit überhaupt. Gerecht sind
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39 Daß es in Wahrheit so schlimm nicht stehe und der organisatorische Still-
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der liberalen Auffassung zufolge Verhältnisse, in denen die Grundrechte
garantiert sind und die Gleichheit aller vor dem Gesetz gilt. Zweck einer
liberalen Rechtsordnung ist allerdings nicht bloß die Herstellung for-
maler Gleichheit, sondern die Gewährleistung „negativer Freiheit“. Mit-
hin sei eine Ordnung gerecht, in der das Recht der natürlichen Freiheit
der einzelnen als Schranke allein den Respekt vor der Unverletzlichkeit
anderer – und anderen Eigentums – auferlegt, darüber hinaus jedoch
den einzelnen die Regelung ihrer Verhältnisse zueinander qua Vertrag
überläßt und nur für den Konfliktfall Verfahren zu ihrer Bearbeitung
und Lösung bereitstellt. Die Herstellung von sozialer Gerechtigkeit oder
„positiver Freiheit“ im Sinne der materialen Ermöglichung einer be-
stimmten Lebensführung hingegen kenne keine innere Grenze. Es gebe
weder ein natürliches noch ein zwingendes Kriterium, das der Umver-
teilung im Namen wenn schon nicht gleicher, so doch ähnlicher oder
eben gerechter Eigentumsverhältnisse einen Riegel vorschöbe. Dem So-
zialstaat sei die Anspruchsinflation gewissermaßen auf den Leib ge-
schneidert. Damit aber nähmen zugleich die Staatsaufgaben zu, würde
nicht nur das freie Spiel des Marktes behindert, sondern die grundlegen-
de Rechtsgleichheit der Staatsbürger verletzt. „Der Weg zur Knecht-
schaft“ (Hayek) wäre das Resultat.

Aber auch unterhalb dieser Schwelle, noch bevor der wirtschaftlichen
die politische Unfreiheit folgt, bedroht der Sozialstaat seinen liberalen
Kritikern zufolge das autonome Individuum. Denn bürgerliche Auto-
nomie sei nichts anderes als die Fähigkeit, ein selbstbestimmtes, das
aber heißt ein von Versorgungsleistungen anderer unabhängiges Leben
zu führen. Der Sozialstaat hingegen treibe seine Klienten in die Abhän-
gigkeit, verleite seine Leistungsempfänger dazu, für ihr Leben kaum
noch Verantwortung zu übernehmen. Von derart durch eine ausufernde
Alimentierung mit Gütern um ihre Selbständigkeit gebrachten Indivi-
duen sei moralisches, aus eigenen Kräften und freiem Entschluß dem
Wohl anderer dienendes Verhalten, sei mithin Solidarität nicht zu er-
warten.41 Mit anderen Worten, nicht nur effizienztheoretisch frißt der
Sozialstaat die Hand, die ihn nährt, auch moralisch bewirkt er das
Gegenteil dessen, was er bezweckt: statt Menschen frei füreinander ein-
stehen zu lassen, korrumpiert er ihre Fähigkeit und Bereitschaft, Ver-
antwortung zu übernehmen.

Träfe diese Diagnose zu, befände der Sozialstaat sich nicht nur als
Leistungszusammenhang, sondern auch und gerade als sozialmorali-
sches Arrangement fundamental in der Krise. Eine Reform, eine Mo-
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dernisierung seiner Systemmoral wäre, wenn nicht unmöglich, so doch
dysfunktional. Die differenzierungstheoretische Einsicht, daß Freiheit
und Sicherheit seit den Anfängen des Sozialstaats im 19. Jahrhundert
bis tief ins 20. Jahrhundert hinein nur abstrakt in Gegensatz zueinan-
der, tatsächlich jedoch in einem Ergänzungsverhältnis gestanden haben,
wäre von nur noch historischem Interesse, für die Lösung des gegen-
wärtigen Sozialstaatsproblems indes Makulatur. Auf jeden Fall gerät die
institutionelle Basis ins Schwanken, auf der es möglich war, den Sozial-
staat als „moralisch anspruchslos“ zu charakterisieren.42

IV.

Nun mag man beschwichtigen und darauf verweisen, daß die Abschaf-
fung des Sozialstaats, dort wo es ihn gibt, aktuell nirgends auf dem Pro-
gramm steht. Selbst in den USA, in denen der Sozialstaat niemals west-
europäische Dimensionen angenommen hat und prinzipiell bis weit ins
Lager der Demokraten hinein kritisch beäugt wird, haben etwa die
staatlichen Gesundheitsausgaben in den letzten Jahren nicht ab-, son-
dern deutlich zugenommen.43 Auch Liberale wissen, daß ein zügiger und
rücksichtsloser Abbau des Sozialstaats angesichts der Ausmaße seiner
Klientel, aber auch seiner nach wie vor vorhandenen Akzeptanz nicht
nur politisch nicht durchsetzbar wäre, sondern auch den sozialen, inner-
gesellschaftlichen Frieden aufs Spiel setzte. Mehr noch, sogar Marktra-
dikale wie Friedman halten eine staatliche Armutspolitik für notwendig
oder wenigstens aus Opportunitätsgründen für angezeigt, unter der dop-
pelten Voraussetzung freilich, daß diese den Marktprozeß weitgehend
unberührt läßt und selbst marktförmig organisiert wird. Friedmans ei-
gener sozial- oder besser armutspolitischer Vorschlag war der einer
negativen Einkommenssteuer, das heißt einer Steuergutschrift für Ar-
beitslose oder geringfügig Beschäftigte, die mit jedem (mehr) verdienten
Dollar bis zu einer gewissen Schwelle, an welcher das Einkommen
selbsttragend würde, abschmelzen und sich über diese Schwelle hinaus
in kleinen Schritten in eine reguläre Steuerschuld verwandeln sollte.44

Es handelt sich bei diesem Vorschlag im Kern um nichts anderes als um
das, was hierzulande momentan unter dem Begriff Kombilohn diskutiert
und zum Teil auch praktiziert wird, das heißt um die Bezuschussung in
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der Regel nicht oder gering qualifizierter, auf jeden Fall zu Marktpreisen
unterbezahlter Arbeitskraft aus öffentlicher Hand, um die Subvention
von Arbeit also statt von Erwerbslosigkeit. Der Anreiz, sich durch Lohn-
arbeit ökonomisch besserzustellen, bliebe erhalten, und zu gravierenden
Verzerrungen des Marktmechanismus käme es nicht, weil der Staat, an-
statt die private Nachfrage nach billiger Arbeit durch das Angebot
„überbezahlter“ Arbeitsplätze zu verdrängen, vielmehr das Angebot an
billiger Arbeitskraft erhöhte. Der Kombilohn beziehungsweise die nega-
tive Einkommenssteuer sind freilich nichts anderes als liberale, markt-
kompatible Varianten einer zwar nicht unbedingten, sehr wohl aber bei-
tragsunabhängigen Grundsicherung.

Ähnliches steht hinter der hierzulande unter dem Namen Hartz IV be-
kannt gewordenen Arbeitsmarktreform.45 Ohne den Sinn und Unsinn
dieser Reformen, ihren Erfolg oder ihre Reformbedürftigkeit im Detail
und damit technisch zu diskutieren, möchte ich auf zwei grundlegende
Punkte hinweisen. Zum ersten stellt die Zusammenlegung von Sozial-
und Arbeitslosenhilfe, mit der die in Deutschland seit den Tagen Bis-
marcks geläufige Trennung von Armenfürsorge und Sozialversicherung
ein Stück weit aufgehoben wird, ebenfalls so etwas wie den Aus-, wenn
nicht Aufbau einer sozialversicherungsunabhängigen Grundsicherung
dar. Zum zweiten sind die an die Gewähr staatlicher Leistungstransfers
geknüpften Auflagen, sich „marktbereit“ zu halten und von den Ver-
mittlungsagenturen zugewiesene Minijobs anzunehmen, Ausdruck einer
in den angelsächsischen Ländern unter dem Stichwort workfare dis-
kutierten und zum Beispiel in Australien sehr rigide in die Praxis um-
gesetzten Politik.46 Workfare statt welfare erscheint geradezu als die
liberale Antwort auf die Krise des Sozialstaats, welche zugleich, erstens,
auf die Effizienz und Selbstheilungskräfte eines flexiblen Arbeitsmarkts
setzt, zweitens, den dräuenden Bankrott beitragsfinanzierter Sozial-
versicherungssysteme durch die Einführung einer steuerfinanzierten
Grundsicherung abzuwenden hofft und, drittens, das brüchig gewor-
dene Reziprozitätsarrangement des alten Sozialstaats durch eine strikte
und insbesondere direkte Verkoppelung von Leistungsansprüchen und
-nachweisen, das heißt von Rechten und Pflichten der Leistungsempfän-
ger, zu sanieren gedenkt. Es ist dieser dritte Aspekt, der mich besonders
interessiert. Denn intendiert ist durch eine Work-for-dole-Politik ge-
wissermaßen die Wiedergeburt der Solidarität aus dem Geiste des Ver-
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trags. Um es in den denkwürdigen Worten des französischen Revolu-
tionärs La Rochefoucauld-Liancourts zu sagen: „Wenn der Arme das
Recht hat zur Gesellschaft zu sagen: ,Erhalte mich am Leben‘, so hat
diese das Recht, ihm zu erwidern: ,Gib mir deine Arbeit‘.“47 Der Sozial-
staat wäre nicht überwunden, sondern hätte endlich seine kanonische
Formel gefunden.

Weniger arbeitsmarkt- beziehungsweise lohnarbeitsfixierte, der Idee
nach jedoch verwandte Vorschläge gibt es auf kommunitaristischer
Seite.48 Dort wird in Rechnung gestellt, daß die Arbeitslosigkeit die
westlichen Staaten – und wahrscheinlich nicht nur diese – dauerhaft
begleiten dürfte und es dementsprechend einen quantitativ nennens-
werten, im Grunde arbeitsfähigen Bevölkerungsteil gibt, den mit Lohn-
arbeit zu versorgen gleichwohl nicht nur unmöglich, sondern ökono-
misch geradezu widersinnig wäre. Diese Gruppe mit einem nicht an die
Bereitschaft, ein reguläres Beschäftigungsverhältnis aufzunehmen, ge-
bundenen Grundeinkommen auszustatten, bedeutet aus Warte der Kom-
munitaristen nun allerdings nicht, eine derartige Sozialleistung nicht an
spezifische Dienst- und sogar Verhaltensverpflichtungen zu koppeln.
Arbeit, das heißt sinnvolle Aufgaben, gibt es schließlich genug, sie sind
marktwirtschaftlich nur nicht zu bezahlen. Was liegt also näher, als die
Arbeitslosen zu Dienstleistungen im Umwelt-, Gesundheits- oder Pfle-
gebereich heranzuziehen? Warum sollte man sie darüber hinaus nicht
dazu anhalten, das Rauchen aufzugeben, weniger zu trinken oder die
Verkehrsregeln einzuhalten? Eine solche Politik hätte den zweifachen
Vorteil, nicht nur das sozial Notwendige mit dem moralisch Guten zu
verknüpfen, sondern auch den durch Individualisierung und Globalisie-
rung marode gewordenen Sozialvertrag durch die Verschränkung eines
allgemeinen Unterhaltsrechts mit besonderen Dienstpflichten zu neuem
Leben zu erwecken. Ganz im Sinne Ewalds, für den es bis auf weiteres
kein Jenseits der Versicherungs-Gesellschaft gibt, wäre nur der Sozial-
staat alter Ordnung, nicht aber jene selbst überwunden.

Ich halte dieses Szenario für nicht unwahrscheinlich, zumal auch
Wirtschaftsliberalen die Einsicht dämmert, daß die Krise des Sozial-
staats sich kaum über höhere Wachstumsraten, Vollbeschäftigung
und reprivatisierte Versicherungsverträge wird lösen lassen und darum
– auch aus wirtschaftlichen Gründen – an der Einführung eines wenn
auch nicht unbedingten, so doch aus den Zwängen und Fängen der
Lohnarbeit entsetzten Grundeinkommens kaum ein Weg vorbeiführt.
Ich meine jedoch nicht, daß es sich dabei um die Fortschreibung, um die
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Modernisierung der von Ewald beschriebenen Versicherungs-Gesell-
schaft beziehungsweise der dem bisherigen Sozialstaat zugrundliegen-
den Reziprozitätsfigur handelt. Verwirklicht oder vielmehr verallge-
meinert würde vielmehr die „Vertraglichung“ sozialer Beziehungen, ihre
Gestaltung nach dem Modell des Austauschs von Leistung und Gegen-
leistung; durchgestrichen oder marginalisiert hingegen würde die politi-
sche, in der Tradition der Aufklärung stehende Idee des Sozialstaats als
eines Zusammenhangs freier Bürger. Zumindest normativ ist der politi-
sche Zusammenhalt einer demokratischen Gesellschaft jedoch nicht das
Resultat eines Handels, sondern vielmehr die Voraussetzung dafür, daß
der Handel frei und die Verträge freiwillig sind. Sicherlich ist die Ver-
sicherungs-Gesellschaft ein Netz wechselseitiger Rechte und Pflichten,
gewiß ist sie nicht nur der ideelle Gesamtschuldner, sondern auch -gläu-
biger ihrer Mitglieder, hat sie mithin ebenso berechtigte, legitim erwart-
bare Ansprüche an diese, wie sie in der Pflicht steht, ihre Mitglieder in
Notlagen zu unterstützen und umzuverteilen, wenn die materielle Un-
gleichheit der einzelnen ihrer formalen Gleichheit Hohn spricht und das
liberale Loblieb der negativen Freiheit zu nichts anderem dient, als die
„Klassenlage“ zu zementieren.

Die entscheidende Differenz, durch die sich kontraktualistische,
marktliberale von an der Idee des Gabentauschs orientierten Reformvor-
schlägen des Sozialstaats unterscheiden, das Schibboleth, das die ver-
schiedenen Vorschläge eines steuerfinanzierten Grundgehalts scheidet,
ist die Frage nach der Konditionalität und Äquivalenz wohlfahrtsstaat-
licher Leistungen.49 Ein Sozialstaat, der seinen Bürgern ein unbedingtes
Grundeinkommen gewährt, versetzt sie in den Stand, sich an der Ver-
waltung und Gestaltung ihres Gemeinwesens zu beteiligen; er geht die
„Wette“ ein, daß aus der a priori garantierten wirtschaftlichen Autono-
mie der einzelnen ein politisch autonomes Gemeinwesen wächst, wohin-
gegen der Sozialstaat liberaler Prägung der Idee einer unbedingten Frei-
heit nicht traut und sie deswegen vorab beschneidet. Mehr noch, ein
konditionalisierendes Wohlfahrtsregime verkehrt die herkömmliche Vor-
stellung, daß die Starken den Schwachen helfen, und zwar aus der wenn
schon nicht moralischen, so doch praktischen Erwägung heraus, später
vielleicht selbst einmal der Hilfe anderer bedürftig zu sein, in das Prin-
zip, daß die Schwachen für die ihnen gewährte Hilfe sofort bezahlen.
Eine Solidargemeinschaft wird so nicht geschmiedet.
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Doch es sind nicht allein normative, sondern auch funktionale Argu-
mente, die für ein unbedingtes Grundeinkommen sprechen.50 Zwar mag
es gelingen, mit Hilfe von Kombilöhnen, der Beitragsbefreiung von
Minijobs und anderen Instrumenten einen Niedriglohnsektor neben
dem ersten Arbeitsmarkt zu etablieren. Vollbeschäftigung ist auf diesem
Wege allerdings kaum zu erreichen – und wenn doch, dann wohl nur um
den Preis der Zunahme prekärer Arbeitsverhältnisse und der Entste-
hung einer neuen Klasse von working poor. Zudem würde (und wird) die
tatsächlich hypertrophe Sozialbürokratie durch eine bloße Umwidmung
von Geldern nicht abgebaut. Ein unbedingtes Grundeinkommen machte
demgegenüber unzählige Bedürftigkeits-, Anspruchsberechtigungs- und
Einzelfallprüfungen überflüssig. Und nicht nur das. Mit der Gewährung
eines unbedingten Grundeinkommens könnten diverse, heute gesondert
berechnete und ausgezahlte Transferleistungen und Steuerbegünstigun-
gen gestrichen werden. Die täglich erbrachten Millionen von Stunden
unbezahlter Familienarbeit fänden endlich ökonomisch Anerkennung.
Umgekehrt könnte und dürfte gerade die Unbedingtheit eines solchen
Grundeinkommens zivilgesellschaftliches und ehrenamtliches Engage-
ment fördern, zu welchem dem Sinn nach niemand gezwungen werden
kann. Dasselbe – und dies halte ich für ein ökonomisch starkes Argu-
ment – gilt mutatis mutandis für den regulären Arbeitsmarkt. Zwar ist
es richtig, daß ein unbedingtes Grundeinkommen die Verhandlungs-
position der Arbeitnehmer stärkt und sie in die Lage versetzt, aus ihrer
Warte unattraktive Arbeitsangebote abzulehnen, dieser marktwirt-
schaftlich vordergründig dysfunktionale Eingriff in das freie Spiel
der Kräfte51 könnte sich tatsächlich aber als sowohl für die Arbeitgeber
wie für die Volkswirtschaft insgesamt segensreich erweisen. Unter der
alles andere als hergeholten Voraussetzung nämlich, daß die Lohnarbeit
weder als Quelle der Identitätsstiftung und Anerkennung noch als
Anreiz eines im Prinzip beliebig über das Grundeinkommen hinaus-
gehenden Mehrverdienstes versiegen wird,52 können die Unternehmen
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50 Vgl. Claus Offe: „Nachwort: Armut, Arbeitseinkommen und Autonomie“, in:
Yannick Vanderborght, Philippe Van Parijs: Ein Grundeinkommen für alle? Ge-
schichte und Zukunft eines radikalen Vorschlags, Frankfurt am Main / New York
2005, S. 131 – 150.

51 ,Vordergründig dysfunktional‘, weil tatsächlich erst die Bereitstellung eines
basalen arbeitsmarktexternen Einkommens eine annähernde (Macht-)Gleichheit
von Arbeitgebern und Arbeitnehmern herstellt. Zu den Besonderheiten bezie-
hungsweise der „natürlichen Anomalie“ des Arbeitsmarkts siehe Heinz-Peter
Spahn / Georg Vobruba: „Das Beschäftigungsproblem. Die ökonomische Sonder-
stellung des Arbeitsmarktes und die Grenzen der Wirtschaftspolitik“, in: Georg
Vobruba: Arbeit und Essen. Politik an den Grenzen des Arbeitsmarktes, Wien
1989, S. 43 – 71.

52 Siehe dazu ex negativo Die Glücklichen Arbeitslosen: „ . . . und was machen
Sie so im Leben?“, in: Ulrich Beck (Hrsg.): Die Zukunft von Arbeit und Demokra-
tie, Frankfurt am Main 2000, S. 108 – 120.



damit rechnen, zu geringeren, nämlich um die Höhe des Grundeinkom-
mens abgesenkten Kosten ein insgesamt motivierteres Personal zu ge-
winnen. Der Kreativität, den vielbeschworenen Innovationen und damit
dem volkswirtschaftlichen Wachstum dürfte dies kaum abträglich sein.

Sich zur Verteidigung eines unbedingten Grundeinkommens allein
funktionaler Argumente zu bedienen, für die Modernisierung der Sy-
stemmoral nur mit wirtschaftlichen Gründen zu werben, hieße freilich,
die Sprache der Marktradikalen zu sprechen und den normativen Kern
des Sozialstaats für ein bloßes Addendum zu halten. Auf dem Spiel steht
freilich nicht weniger als die Neuauflage und Neudefinition der Integra-
tionsleistungen des Sozialstaats im Angesicht von struktureller Arbeits-
losigkeit und demographischem Wandel; auf dem Spiel steht nicht mehr
die Integration der Lohnarbeiterschaft in den modernen Staat, sondern
die der wirtschaftlich Nutzlosen in die Gesellschaft.53 – Gewiß, es ist
nicht Sache des Soziologen, der Gesellschaft, die er beschreibt und ana-
lysiert, moralisch Vorschriften zu machen, doch ebenso sollte er wissen,
daß die Begriffe und Theorien, die er gebraucht, moralisch nicht un-
schuldig sind.
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Zusammenfassung

Gegenstand des Artikels ist das zwar immer wieder zu Recht behauptete, theo-
retisch aber nur selten überzeugend ausbuchstabierte wechselseitige Impli-
kationsverhältnis von Markt und Sozialstaat. Ausgehend von François Ewalds
Untersuchung über die „Versicherungs-Gesellschaft“ kann aufgezeigt werden,
daß die seit dem 19. Jahrhundert in Europa etablierten Sozialversicherungssy-
steme die Logik des Vertrags mit der Grammatik des Gabentauschs verschwister-
ten. Vor diesem Hintergrund gewinnt die vielbeschworene nicht nur wirtschaft-
liche, sondern ebenso kulturelle Krise des Sozialstaats eine neue Dimension. Auf
dem Spiel steht mit der inzwischen von vielen geforderten Reprivatisierung der
Sozialversicherungssysteme einerseits und der Umstellung der herkömmlichen
welfare- auf workfare-Politiken andererseits nicht weniger als die Kündigung des
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impliziten Gesellschaftsvertrags der Versicherungs-Gesellschaft. Die These lau-
tet, daß, würden entsprechende Reformvorschläge Realität, der Sozialstaat als
auch und gerade politische Inklusionsagentur sich in eine nur noch am wirt-
schaftlichen Äquivalenz-Prinzip orientierte, um die Idee der Gabe beraubte, den
Arbeitsmarkt stützende und seine Logik ins Soziale spiegelnde Institution trans-
formierte. Im ersten Abschnitt wird die Entstehung und Durchsetzung des euro-
päischen Sozialstaats im 19. und 20. Jahrhundert im Spannungsfeld von instru-
mentellem und karitativem Handeln rekapituliert. Der zweite Abschnitt dient der
Präzision des Reziprozitätsbegriffs sowie der Darstellung des sozialmoralischen
Arrangements der Versicherungs-Gesellschaft. Abschnitt drei thematisiert die
Krise des Sozialstaats in ihren wirtschaftlichen, sozialen, politischen und kultu-
rellen Aspekten. In Abschnitt vier werden vordergründig ähnliche, in Hinblick
auf ihre sozialmoralischen Implikationen gleichwohl diametral entgegengesetzte
Vorschläge zur Einführung eines beitragsunabhängigen Basiseinkommens disku-
tiert. Absicht des Artikels ist es, einerseits die Figur des Gabentauschs als zur
Analyse zeitgenössischer politischer und wirtschaftlicher Probleme tauglich aus-
zuweisen und andererseits die Moral der Gabe gegen ihre versuchte Vereinnah-
mung durch das Marktprinzip zu verteidigen.

Abstract

The paper deals with the regularly and correctly assumed but theoretically
rather seldom explicated reciprocal implication of the market and the welfare
state. Based on François Ewald’s analysis of the „providential state“ it can be
shown that the social insurance systems, which have been established in Europe
since the 19th century, combine a contractual logic and one of gift exchange. It is
argued that the widely called for re-privatisation of social security and the con-
version of conventional welfare into workfare policies may eventually lead to the
cancellation of the social contract of the welfare state. The author maintains that,
should such reforms be thoroughly realized, the welfare state as an institution of
political inclusion would become an agency that only replicates and embodies the
principle of economic equivalence, instead of harbouring the ideal of gift ex-
change too and thereby cushioning the hardships of a capitalist labour market.
The first section of the paper recalls instrumental as well as caring aspects of the
evolution of the welfare state. Secondly the concept of reciprocity and the moral
foundations of the providential state will be specified. Section three tackles the
economic, social, political, and cultural dimensions of the social security crisis.
Fourthly superficially similar but morally diametrically opposed proposals to in-
troducing an unconditional basic income will be censored. In general it is the aim
of the paper to prove the analytical potential of „the gift“ and to normatively de-
fend its spirit against a consummation of the competitive market.
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